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DVBl Deutsches Verwaltungsblatt (Zeitschrift)

EFZG Entgeltfortzahlungsgesetz

EL Ergänzungslieferung

etc. et cetera (und andere/s)

EU Europäische Union
f./ff. folgende/fortfolgende

FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung

Fn. Fußnote

FS Festschrift

G. Gesetz

GesE Gesetzentwurf

GewArch Gewerbearchiv (Zeitschrift)

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

GSZ Zeitschrift für das Gesamte Sicherheitsrecht (GSZ)

Hdb. Handbuch

Hrsg. Herausgeber

Hs. Halbsatz

HStR Handbuch des Staatsrechts

i. d.F. in der Fassung

i. E. im Ergebnis

IfSG Infektionsschutzgesetz
IfSR Infektionsschutzrecht

i. S.d. im Sinne des

i.V. m. in Verbindung mit

jM Juris – die Monatszeitschrift (Zeitschrift)

JÖR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart (Zeitschrift)

JR Juristische Rundschau (Zeitschrift)

Jura Juristische Ausbildung (Zeitschrift)

JuS Juristische Schulung (Zeitschrift)

juwiss Junge Wissenschaft im Öffentlichen Recht
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JZ Juristen Zeitung (Zeitschrift)

KritV Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissen-
schaft (Zeitschrift)

Lit. Literatur

lit. litera (Buchstabe)

LKV Landes- und Kommunalverwaltung (Zeitschrift)

LT Landtag

lto legal tribune online

LVerfGH Landesverfassungsgerichtshof

MDR Monatsschrift für deutsches Recht (Zeitschrift)

m. N. mit Nachweisen

MüKo Münchener Kommentar

m.w. N. mit weiteren Nachweisen

NJ Neue Justiz (Zeitschrift)

NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift (Zeitschrift)

NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)

NordÖR Zeitschrift für Öffentliches Recht in Norddeutschland (Zeitschrift)

Nr. Nummer

NRW Nordrhein-Westfalen

NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (Zeitschrift)

NWVBl Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (Zeitschrift)

NZA-RR Rechtsprechungs-Report Arbeitsrecht (Zeitschrift)

NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht (Zeitschrift)

OK Online Kommentar

OLG Oberlandesgericht

OVG Oberverwaltungsgericht

PolG Polizeigesetz

Prot. Protokoll(e)

RKI Robert Koch-Institut

Rn. Randnummer

r+s Recht und Schaden (Zeitschrift)

RSeuchG Reichsseuchengesetz

Rspr. Rechtsprechung

RT Reichstag

RuP Recht und Politik (Zeitschrift)

S. Satz

s. siehe

SGB Sozialgesetzbuch

s.o. siehe oben

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschland

stRspr. Ständige Rechtsprechung
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u.a. unter anderem
UAbs. Unterabsatz
Urt. Urteil
usw. und so weiter
v. von/vom
VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg (Zeitschrift)
VerfBlog Verfassungsblog
VerfGH Verfassungsgerichtshof
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VVDStRL Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer (Zeitschrift)
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WD Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages
WHO World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation)
WRV Weimarer Reichsverfassung
z. B. zum Beispiel
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft (Zeitschrift)
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1. Teil

Einleitung

1. Kapitel

Problematik und Zielsetzung

Ob anlässlich der Corona-Krise die längst überfällige Reform1 des deutschen
Staatshaftungsrechts auf der Agenda steht, ist zu bezweifeln, auch wenn die
„systematischen Defizite“2 des Staatshaftungsrechts bei der Aufarbeitung der
Folgen der Corona-Pandemie „wie unter einem Brennglas“3 hervortreten.

Das vor dem Jahr 2020 wenig beachtete Infektionsschutzrecht rückte zwangs-
läufig in den Mittelpunkt des täglichen Lebens und rechtswissenschaftlichen Dis-
kurses. Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes4 dienten als Rechtsgrund-
lage für Maßnahmen, die den Schutz von Leben und Gesundheit der Bevölke-
rung sicherstellen sollten. Dabei sorgten sie jedoch auch für „die schwersten
Grundrechtseingriffe seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland“.5 Teilweise
proklamierte man gar die „Aufhebung von Grundrechten“.6 Jedenfalls sei es – so
zumindest nach ersten Einschätzungen – die „schwerste globale Wirtschaftskrise
der Nachkriegszeit“.7 In Zahlen veranschaulicht, verursachten die staatlich ange-
ordneten Lockdown-Maßnahmen einen Einbruch des Bruttoinlandsproduktes; die
Wirtschaft im Euroraum ist im zweiten Quartal 2020 um 11,8 % geschrumpft.8

1 „Der gegenwärtig Zustand des deutschen Staatshaftungsrechts ist weiterhin defizi-
tär“ so Grzeszick, Rechte und Ansprüche, S. 4.

2 Breuer, DÖV 2022, 225; Dünchheim/Gräler, VerwArch 2021, 38 (39), sprechen
von der „dogmatischen Unvollkommenheit“ des Staatshaftungsrechts, die zahlreiche ak-
tuelle Fragen aufwirft. Vgl. auch Kersten/Rixen, Der Verfassungsstaat in der Corona-
Krise, S. 283 f.

3 Breuer, DÖV 2022, 225.
4 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen

(Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I 2000, S. 1045). Zuletzt ge-
ändert durch Art. 8b Gesetz zur Pflegepersonalbemessung im Krankenhaus sowie zur
Anpassung weiterer Regelungen im Krankenhauswesen und in der Digitalisierung vom
20.12.2022 (BGBl. I 2022, S. 2793).

5 Kluckert, in: ders., Das neue Infektionsschutzrecht, § 3 Rn. 1.
6 van Ooyen/Wassermann, Corona und Grundgesetz, S. 7.
7 Schnabel, in: Pandemie und Recht – Forum des Deutschen Juristentages e. V. Ham-

burg 2020, Verteilung der Lasten der Pandemie, S. 70.
8 Schnabel, in: Pandemie und Recht – Forum des Deutschen Juristentages e. V. Ham-

burg 2020, Verteilung der Lasten der Pandemie, S. 71. Vgl. die von Experten der EZB



Die dementsprechend geschaffenen staatlichen Hilfsprogramme waren ihrem
Umfang nach beachtlich9 und sollten erste Nöte der Betroffenen abmildern. In
Teilen verhinderte dies den erwarteten Einbruch der Wirtschaftsleistung.10

Konkret bedeuteten die Lockdown-Maßnahmen für Gewerbetreibende aller
Art, dass sie ihre Arbeit stilllegen und ihre Betriebe über einen (teils ungewis-
sen) Zeitraum schließen mussten. Der Ruf nach haftungsrechtlichen Einstands-
pflichten der Träger der öffentlichen Gewalt fand daher schon früh Unterstützung
in der Rechtswissenschaft.11 Unabhängig von der Notwendigkeit der Maßnahmen
zur Gefahrenabwehr, seien Entschädigungen der existenziell betroffenen Unter-
nehmen ein „Gebot des Verfassungsrechts“.12 Dieser Frage sind teilweise ganze
Werke gewidmet, die allerdings einen stark praxisbezogenen Ansatz verfolgen
und hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Dimensionen des Problems kaum
ausreichend sind.13

Ziel dieser Arbeit ist es, aus staatshaftungsrechtlicher Sicht Schwachstellen
und Lücken des Infektionsschutzes herauszuarbeiten, aufzuzeigen und Lösungen
anzubieten. Hauptaugenmerk liegt dabei auf der Frage, ob das Verfassungsrecht
einen Ausgleich gebietet, sofern durch Infektionsschutzmaßnahmen Grundrechte
unzumutbar beeinträchtigt werden. Als besondere Herausforderung stellte sich
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erstellte gesamtwirtschaftliche Projektionen für das Euro-Währungsgebiet, September
2020, abrufbar unter: www.ecb.europa.eu/pub/projections/html/ecb.projections202009_
ecbstaff~0940bca288.de.html.

9 Der damalige Finanzminister Scholz taufte das Hilfsprogramm für die Wirtschaft
im März 2020 die „Bazooka“, vgl. Budras/Löhr, Kann der Geldregen klagen verhin-
dern?, in Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 29.10.2020, abrufbar unter: www.faz.
net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/corona-hilfen-kann-der-geldregen-klagen-verhin
dern-17026750.html.

10 „Ein großer Anstieg der Beschäftigungslosigkeit blieb bisher ebenso aus wie ein
drastischer Einbruch der verfügbaren Einkommen oder ein massiver Anstieg der Unter-
nehmensinsolvenzen. Insgesamt dürften die Maßnahmen grosso modo somit einen
wichtigen positiven Beitrag im Pandemiemanagement geleistet haben.“, Sachverständi-
genausschuss nach § 5 Abs. 9 IfSG, Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen
der Pandemiepolitik vom 30.06.2022, S. 14, abrufbar unter: www.bundesgesundheits
ministerium.de/service/begriffe-von-a-z/s/sachverstaendigenausschuss-infektionsschutz
gesetz.html.

11 Als einer der ersten wohl Papier, ehemaliger Bundesverfassungsrichter im Inter-
view mit der Süddeutschen Zeitung vom 02.04.2020, abrufbar unter: www.sueddeut
sche.de/politik/coronavirus-grundrechte-freiheit-verfassungsgericht-hans-juergen-papier-
1.4864792. Bull, Opfer für die Allgemeinheit sind zu entschädigen, Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 05.11.2020, Nr. 258, S. 7; Cornils, Die Verwaltung 2021, 477 mit
Verweis auf Schwarz, COVuR 2020, 142; Shirvani, NVwZ 2020, 1457.

12 Papier, ehemaliger Bundesverfassungsrichter im Interview mit der Süddeutschen
Zeitung vom 02.04.2020, abrufbar unter: www.sueddeutsche.de/politik/coronavirus-
grundrechte-freiheit-verfassungsgericht-hans-juergen-papier-1.4864792. Ebenso Kment,
NVwZ 2020, 687.

13 Vgl. Quarch/Geissler/Plottek/Epe, Staatshaftung in der Coronakrise; Tholl, Staats-
haftung und Corona.



hierbei die Einarbeitung der nicht enden wollenden Flut an Literatur und Recht-
sprechung auch höchstrichterlicher Art heraus.14 In der Tendenz weisen diese
nicht in die Richtung einer finanziellen Entschädigung oder gar verfassungs-
rechtlichen Ausgleichspflicht der von pandemiebedingten Betriebsschließungen
Betroffenen. Eine dezidierte Auseinandersetzung mit der verfassungsrechtlichen
Vereinbarkeit der teils existenzvernichtenden Folgen der Infektionsschutzmaß-
nahmen mit der Eigentumsgarantie und der Berufsfreiheit ist jedoch noch nicht
erfolgt – insbesondere nicht vor dem Bundesverfassungsgericht.

2. Kapitel

Von der Pandemie zur Staatshaftung

Sedes materiae ist das Staatshaftungsrecht, welches die wirtschaftlichen Folge-
probleme einer Pandemie, genauer der Pandemiebekämpfung mittels Infektions-
schutzmaßnahmen, beeinflusst. Für die einzelnen Betroffenen könnte es einen
finanziellen Ausgleich gewähren, für dessen Kosten der Staat aufzukommen
hätte. Als Ausgangspunkt der Untersuchung sind zunächst die grundlegenden
Parameter des Begriffs der Pandemie und die damit einhergehenden Umstände
zu klären (§ 1). Die Grundlagen der Staatshaftung geben sodann Aufschluss dar-
über, warum die Infektionsschutzmaßnahmen während eines solchen Ereignisses
staatshaftungsrechtliche Folgeprobleme verursachen (§ 2).

§ 1 Pandemie und Wirtschaft

Etymologisch lässt sich das Wort „Pandemie“ auf die altgriechischen Vokabeln
��� („pan“) – im Deutschen: „alles“, „gesamt“ und ����	 („demos“) – für:
„Volk“ zurückführen.15 Zusammengesetzt bedeutet „pandemisch“ demnach „das
ganze Volk betreffend“. Das Volk ist dabei nicht begrenzt auf das eines Staates.
Von einer Pandemie wird dann gesprochen, wenn sich die Infektionskrankheit
bereits länder- bzw. kontinentübergreifend ausgebreitet hat.16 Charakteristisch ist
die schnelle Ausbreitung der Infektionskrankheit, die besonders in großen Popu-
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14 Mittlerweile ergingen Entscheidungen des Bundesgerichtshofs, BGH, Urt. v.
17.03.2022 – III ZR 79/21; des Bundesverwaltungsgerichts, BVerwG, Beschl. v. 01.06.
2022 – 3 B 29/21; und selbst des Bundesverfassungsgerichts, BVerfG, Beschl. v.
10.02.2022 – 1 BvR 1073/21, die Teilaspekte der Problematik behandeln. Die Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Entscheidung des Bundesgerichtshofs v. 17.03.2022 wurde
vom Bundesverfassungsgericht nicht zur Entscheidung angenommen, vgl. BVerfG,
Beschl. v. 20.10.2022 – 1 BvR 1069/22.

15 Braun/Reiter/Bartels/Haas, Bevölkerungsschutz 2007, 6 (6); Krönke, AöR 2021,
50 (54).

16 Eine Epidemie ist hingegen örtlich beschränkt, s. Braun/Reiter/Bartels/Haas, Be-
völkerungsschutz 2007, 6 (6); Kloepfer/Deye, DVBl 2009, 1208 (1209).


